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Abonnements⸗Einladung. §s 4 und 8, vorgeſchriebene Erforderniß der Able⸗ 


Unſere geehrten Leſer, namentlich die 
auswärtigen, bitten wir, das Abon⸗ 
nement auf unſere Zeitung recht bald er⸗ 
neuern zu wollen, damit ihnen dieſelbe ohne 
Unterbrechung zugeht und wir ſogleich die 
Stärke der Auflage feſtſtellen können. Die 
reichhaltige Fülle des Materials, welches 
wir aus den politiſchen Tages⸗ 
ereigniſſen, aus den jetzigen 
ſo intereſſanten Kammerbe⸗ 
richten, aus den lokalen und pro⸗ 
vinziellen Begebniſſendarbieten, 
die Schnelligkeit unſerer Nachrichten iſt fo 
bekannt, daß wir es uns verſagen können, 
zur Empfehlung unſerer Zeitung irgend 
etwas zuzufügen. Wir werden auch ferner⸗ 
hin für ein ſpannendes und in- 
tereſſantes Feuilleton ſorgen. 

Der Preis der zweimal täglich er⸗ 
ſcheinenden Stettiner Zeitung beträgt 
außerhalb auf allen J. anſtalten vierteljähr: 
lich nur zwei Aart, in Stettin in der 
Expedition monatlich 30 Pfen⸗ 
nige, mit 1 170 Pfg. 

* Die 


daktion. 


gehoben. — Der Minifter der geiſtlichen Angele⸗ 
genheiten iſt ermächtigt, von den übrigen Erforder⸗ 
niſſen des 8 4 und von dem Erforderniſſe des $ 
11 im gedachten Geſetze zu dispenſiren, auch aus⸗ 
ländiſchen Geistlichen die Vornahme von geiſtlichen 
Amtshandlungen oder die Ausübung eines der im 
$ 10 erwähnten Aemter zu geſtatten. Die Grund⸗ 
ſätze, nach welchen dies zu geſchehen hat, find vom 
Staatsminiſtertum mit Königlicher Genehmigung 
feſtzuſtellen.“ 

3) Abg. Irhr. v. Zedlitz: Für den Fall 
der Annahme des Art. 1: a. der Nr. 1 folgende 
Faſſung zu geben: 1) die Grundſätze feſtzuſtellen, 
nach welchen der Miniſter der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten befugt iſt, diejenigen, welche von den geiſt⸗ 
lichen Oberen dem Oberpräſidenten in Gemäßheit 
des Geſetzes vom 11. Mai 1873 benannt ſein 
werden, von den Erforderniſſen der 88 4 und 11 
deſſelben Geſetzes zu dispenſiren. Ausländiſchen 
Geiſtlichen kann der Miniſter die Vornahme von 
Amtshandlungen in Grenzdiſtrikten geſtatten; b. Nr. 
2 zu ſtreichen; e. als Nr. 2 die Nr. 3 der Re⸗ 
gierungs⸗Vorlage anzuſchließen. 

(Es haben ſich 9 Redner für und 9 gegen die 
Vorlage zum Wort gemeldet.) 

Abg. Pr. Reichenſperger (Olpe) führt 
gegen die Vorlage aus, daß die Regierung anſchei⸗ 
nend auf das Zuſtandekommen der Vorlage nicht 
beſonderen Werth lee. Das gehe ſchon daraus 
hervor, daß die freilouftrvativr Partel ſich weigere, 
der Regierung Hteresfolge zu lelſten. Daraus laſſe 

e anch der Schluß ziehen, daß auch die Wirk. 

ſetzes in e 


richtig!) 


wichtig. 


von der 


drungen 


N 


Vorlage 
den I 


— 


F 1, vom Papſt Garantien 
das Centrum hier und im Reichs⸗ 
Wohlverhalten ihr gegenüber beob⸗ 
der römiſche Stuhl darauf geant⸗ 
hierzu die Macht fehle, habe der 
Reichskanzler erklärt, daß er nichts mehr mit dem 
römiſchen Stuhle zu verhandeln habe; derſelbt könne 
nichts bieten. Die Regierung müßte ſich doch ſelbſt 
jagen, daß der Papſt allerdings etwas zu bieten im 
Stande ſei: die Wiederherſtellung des inneren Frie⸗ 
dens, die Wiedererweckung der Liebe der kathollſchen 
Unterthanen zur Regierung und die Möglichkeit der 
Wiederbelebung des religlöſen Lebens. Das ſeien 
doch Anerbietungen, die die Regierung befriedi en 
könnten. Er feinerfeits wünſche jede Linderung der 
Leiden der katholiſchen Kirche, er würde glücklich 
ſein, wenn es gelänge, auch nur eine einzige der 
verwalſten Gemeinden wieder in den Befb einer 
geordneten Seelſorge zu fehen. Aber gegenüber 
dieſen Wünſchen könne er doch nicht die Augen 
verſchließen vor den Gefahren, die eine Zuſtimmung 
zu dem Geſetze im Gefolge haben müßte, den Ge⸗ 
fahren, die darin beſtehen, daß bel einer dis kretio⸗ 
nären Gewalt von wechſelnden Minifterien, bei wel- 
chen Perſonen keine Garantien bieten, von der 
Vollmacht auch ein friedlicher Gebrauch gemacht 
werden würde. Er halte deshalb die Vorlage nicht 
für geeignet, einen dauernden Frieden herbeizufüh⸗ 
ren. Dies erkläre die reſervirte Stellung des Cen⸗ 
trums. Anders verhalte es ſich allerdings mit den 
liberalen Parteien, die nur freifinnig. ſelen im Neh- 
men; im Geben von Freiheitsrechten ſeien fie zu 
rückhaltend. Redner kritiſtrt die Vorlage im Ein⸗ 
zelnen und empfiehlt den Antrag Brüel, der allein 
geeignet ſei, eine Verſtändigung herbeizuführen. 


Kultus miniſter von Puttkamer: Es iſt 
mir nicht unerwartet, daß heute ſo vielfach wieder 
auf die Generaldis kuſſton zurückgegriſſen wird. Ins⸗ 
beſondere hat der Abg. Reichenſperger-Olpe immer 
und immer wieder ſich in die generellen Bedenken 
gegen die Vorlage vertieft. In Anknüpfung hieran 
geſtatte ich mir deshalb auch einige Aeußerungen 
mehr allgemeiner Natur, um dann ſpäter auf Ar⸗ 
tikel 1 einzugehen, der mir bisher von allen drei 
Rednern ziemlich ſtiefmütterlich behandelt ſcheint. 
Der Abg. Reichenſperger meinte, der Inhalt der 
Vorlage ſei durch die Kommiſſion dergeſtalt ver⸗ 
ſtümmelt, daß man nicht mehr wiſſe, was von der 
Vorlage noch geſund herausgekommen iſt. Ja, aus 
der Kommiſſion iſt ja überhaupt nichts herausge⸗ 
kommen und das iſt ein für mich relativ günſtiges 
Ergebniß (Heiterkeit), denn wir haben es jetzt nur 
noch mit dem Regierungsentwurf zu thun. Die 
Kommiſſtonsarbeit war alſo pro nihilo, für mich 
perſönlich aber von äußerſtem Intereſſe und größter 


er daß 
at achte. Nachdem 
m eußen worte, daß ihm 
die Eückwü „dem Kron⸗ 
pringen und dem Prinzen Wilhelm auszusprechen. 

Zahlreiche U laubsgeſuche werden bewilligt, 
darunter mehrere für die Dauer der Seſſion. 

Tagesordnung: 

Zweite Berathung des Geſetzentwurfs betref⸗ 
fend Abänderungen der kirchenpoli⸗ 
tiſchen Geſetze. 

Nachdem der Referent Abg. Dr. Grim m 
über einige zu Art. 1 vorliegende Petitionen be⸗ 
richtet, deren Erledigung zugleich mit Art. 1 erfol- 
gen ſoll, wird die Spezialdiskuſſton über den Iep- 
teren eröffnet, 

Art. 1 lautet nach der Regierungs vorlage: 

„Das Staatsminiſtertum iR ermächtigt, mit 
Königlicher Genehmigung 

1) die Grundſätze feſtuſtellen, nach welchen 
der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten von den 
Erforderniſſen der 8 4 und 11 im Gefep vom 
11. Mat 1873 diepenſtren, auch ausländiſchen 
Geiſtlichen die Vornahme von geiſtlichen Amts hand⸗ 
lungen ober die Ausübung eines der im 8 10 er- 
wähnten Aemter geſtatten kann; 

2) den nach den 88 4, 8 und 27 im Geſetz 
vom 11 Mat 1873 erforderlichen Nachweis wiſ⸗ 
ſenſchaftlicher Vorbildung, ſowett derſelbe gegenwär⸗ 
tig durch Ablegung einer wiſſenſchaftlichen Staats⸗ 
prüfung zu ſügren iſt, anderweitig zu regeln, auch 

3) zu beſtimmen, inwieweit und unter welchen 
Voraus ſeßungen Perſonen, welche ausländiſche Bil⸗ 
dungsanſtalten beſucht haben, von den in den 68 
1 und 10 des Geſetzes vom 11. Mat 1873 er⸗ 
wähnten Aemtern fern zu halten ſind.“ 

Hierzu beantragen: 

1) Abg. v. Bandemer: an Stelle des 
Art. 1 der Regierungs-Vorlage zu ſetzen: „Das 
Staats miniſte ium iſt ermächtigt, mit Königlicher 
Genehmigung die Grundſätze feſtzuſtellen, nach wel⸗ 
chen der Minzſter der geiſtlichen Angelegenheiten be⸗ 
fugt iſt, diejenigen, welche von den geiſtlichen Obe- 
en dem Oberpräſidenten in Gemäßheit des Ge⸗ 
ſches vom 11. Mat 1873 benannt ſein werden, 

don den Erforderniſſen der 88 4 und 11 deſſe ben 

Bes zu dispenſiren. Ausländiſchen Geiſtlichen 
taan der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten 
die Vornahme von Amtshandlungen in Grenzdi⸗ 
ſtrikten geſtatten.“ 

2) Abg. Dr. Brüel: Dem Art. 1 folgende 
FJaſſung zu geben: „Das für Bekleidung eines 
geistlichen Amts im Geſetze vom 11. Mai 1873, 
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förmlich 
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ſondern 
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Antrag 


Information. 
gung einer wiſſenſchaftlichen Staatsprüfung iſt auf- chenſperger, er müſſe aus 
Parteien dieſes Hauſes entnehmen, daß der Regie- 
rung an dem Entwurf nicht viel liege. 
ich glaube, keine Partei erwartet, daß die Regie⸗ 
rung ihre Entſchließungen von der Stellung der 
Parteien abhängig macht, die Regierung muß ſich 
bei dieſer Vorlage lediglich ihrer Pflichten gegen 
das Land bewußt ſein. 


Vorlage, deren Grundprinzipien fie wenigſtens an⸗ 
genommen wünſcht. 
denken, hat ja an ſich ſehr hohen Werth, für die 
ſchlleßliche Entſcheidung der Regierung aber nicht. 
Jerner wird uns die Zweiſerlen -Theorte entgegen 
gehalten, nun ſoll die Vorlage ſehr werthvoll ſein, 
der Minifterpräfident halte fie aber nicht für fo 


(Lachen im Centrum.) In dieſer Frage, einer Frage 


Jahrzehnten, kann im Staatsmintſterium nichts an- 
deres herrſchen als vollkommene Solidarität bis an 
das Ende der Debatte und der Entſcheidung. (Sehr 
gut! rechts.) Meine beiden Herren Kollegen neben 
mir werden mir bezeugen, daß wir Alle tief durch⸗ 


die Borlage, die dem Wohle des Landes förderlich 
ſein ſoll. 
Reichenſperger die Vorlage ein halbes Ding; ener · 
giſche Umkehr ſei nöthig, ganze Umkehr. 
hat er den Gedanken der Vorlage nicht verſtanden. 
Von einer Umkehr iſt darin überhaupt nicht die 
Rede. (Unruhe im Centrum; Ruft: Leider!) Die 


religtöſen 
daß die 
mit aller Entſchiedenheit zurück. (Bravo! rechts.) 
Weiſe ausgeführt werden, dafür bürge ich Ihnen, 
ſo lange ich Miniſter bin, mit der Verantwortlich⸗ 
keit eines ehrlichen Mannes. 
Der Abg. Reichenſperger vermuthtt ferner mac- 
chlavelliſtiſche Abſichten hinter der Vorlage, während 
dieſelbe auf der linken Seite für eine Schwäche der 
Regierung angeſehen wird. 
letztere in aller Beſcheidenheit: 
Staatsregierung, an deren Spitze der Fürſt⸗Reichs⸗ 
kanzler ſteht, für einen politiſchen Schwächling zu 
halten, iſt ein Gedanke, der blos durch ſeine Neu⸗ 
heit intereſſant iſt. 
Gneiſt hat mir im Eingange feiner Rede die Worte 


ſche Regierung hat den kirchlichen Nothſtand aller⸗ 
dings nicht verſchuldet. 
gane der katholiſchen Kirche uns dleſelben einfachen 
Pflichten konzedirt, die ſie in deutſchen Mittelſtaaten, 
z. B. in Würtemberg, ſeit 18 Jahren ohne An- 
Rinde erfüllen, jo würde bei uns ebenfo ein völlig 
befriedigendes Verhältniß herrſchen wie dort, denn 


nicht unmöglich fein. 


auch der Abg. Dr. Gneiſt dieſen Standpunkt und 
erkennt die politiſch⸗moraliſche Pflicht der Regierung 


ſtänden ein Ende zu machen. Das iſt der Grund⸗ 
gedanke der ganzen Vorlage, und ich ſchöpfe aus 
der Haltung des Abg. Gneiſt auch weitere Hoffnung 


zelnen Amendements zu Artikel 1 bewegen ſich in 
verſchiedenen Richtungen. 
Brüel will nicht mildern, jänftigen, modiſiziren, 


bei Lichte beſehen von der Maigeſetzgebung nichts 
übrig bleibt. 
Centrum, ſondern mit den katholiſchen Unterthanen 
zu thun, denen wir gern helfen möchten. Eine po⸗ 
litiſche Wirkung erhoffe auch ich von dem Geſetze 
gegen das Centrum, nicht die der gewaltſamen 
Vernichtung, ſondern des allmäligen Verduftens. 
(Stürmiſche Heiterkeit.) Ich bitte alſo, die Amen- 


demer und Genoſſen nennt ausdrücklich die Anzeige⸗ 
pflicht, wogegen ich nichts zu erinnern habe. 
weſentlichſten Moment des Art. 1 will Faber dieſer 


die Forderung, daß die Religionsdiener ſich mit den 
nöthigen Wiſſenſchaften und mit den nöthigen na- 
tionalen Geſinnungen ausrüften. 


Inſerate: Die 4geſpaltene Petitzeilt 15 Pfennige 
Redaktion, Druck u. Verlag von R. Graßmann. Sprechſtunde nur v. 12—1 Uhr. 
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Staat beſtehen, wenn man ſich auch in der Kom⸗ 
miſſion bis dahin verſtiegen hat, dieſe Forderung 
als ein Attentat auf die Freizügigkeit oder gar auf 
die Freiheit zu brandmarken. (Unruhe und Wider⸗ 
ſpruch im Centrum.) Es kann nun Jemand alle 
poſttiven Erforderniſſe der geiſtlichen Vorbildung ab 

ſolvirt haben und doch durch den Beſuch einer 
ſolchen Anſtalt mit einem Geiſte erfüllt worden 
ſein, der für uns bedenklich iſt. Deshalb nimmt 
die Regierung die im Art. 1 vorgeſehene Befugniß 
für ſich in Anſpruch. Ich will hier meine Betrach- 
tungen vorläufig ſchließen und Sie nur bitten: Neh⸗ 
men Sie den Art. 1 an und errichten Sie damit 
das Fundament für die Möglichkeit des Zuſtande⸗ 
ommens einer guten und brauchbaren Vorlage. 

(Lebhafter Beifall rechts.) 


Abg. Stroſſer: Ich begrüße die Vor⸗ 
lage als einen erſten Schritt auf der Bahn der 
Verſöhnung, als eine gewiſſe Abſchlagezahlung von 
Seiten der Regierung. Durch die Malgeſetze iſt 
unſaͤgliches Unheil über die katholiſche Kirche her⸗ 
eingebrochen, aber auch in der evangeliſchen Kirche 
haben fie viele Klagen hervorgerufen, und wenn ich 
meine Zuſtimmung zu der Vorlage gebe, jo ge⸗ 
ſchieht es nicht ohne Rücksicht auf die Perſonen, 
die ſie eingebracht haben, und ihre Beſtimmungen 
durchführen werden. Ich bin der Ueberzeugung, 
daß dieſe Perſonen ihre Machtbefugniſſe nicht über⸗ 
ſchreiten werden und deshalb ſchwinden viele Be⸗ 
denken bei mir, die ich ſouſt gegen die Vorlage 
babe. Man kann es ſehr wohl in dieſe Hände 


Gleich darauf behauptet Herr Rei- 
der Haltung einer der 


M. H., 


(Abg. Windthorſt: Sehr 
Sie bringt Ihnen eine wohldurchdachte 


Was die Parteien darüber 


Wer kann ſo etwas im Ernſt behaupten? 


fundamentalſten Wichtigkeit, wie keine ſeit 


ſind von dem Ernſte der Entſcheidung über 


(Bravo! rechts.) Nun nennt Herr 


Demnach 


handeln, anſtatt den ſtarren Geſetzesbuchſtaben in 
Anwendung zu bringen. Man kann die katholiſcht 


Kirche nicht durch die Staats allein re PR 

. bade bag, 50, zu De at be Be 
Vorwurf, deshalb letze ich es am liebſten in die Hände der 
je ich Regierung, mit dieſer Inſtanz zu verhandeln, und 
durch das von meiner Partei eingebrachte Amende⸗ 

ment wird dem § 1 dieſe eingeſchränkte Macht ge⸗ 

geben. Wenn heut geſagt iſt, die Regierung ſet 
nicht ſchuldig an dem Kulturkampf, ſo bin ich da⸗ 

mit nicht ganz einverſtanden, aber wohl glaube ich, 

daß, wenn wir in den Jahren der Einbringung 
der Maigeſetze ein Miniſterium Puttkamer gehabt 

hätten, die Folgen des Geſetzes ganz andere geweſen 

wären, als ſie heute find. Wie der Abg. Gneiſt 
die Unſchuld feiner Partei am Kulturkampf hier 

proklamtren kann, iſt mir unverſtändlich. Ich möchte 

nur an die einzelnen Momente des Kulturkampfes 

erinnern, an den Kloſterſturm ꝛc, wer wird da von 

einer Unſchuld der nationalliberalen Partei reden 
konnen? Es war hohe Zeit, den Dingen ein Ende 
zu machen, wie fie ſich aus dem achtjährigen 
Kampfe entwickelt haben. Sie haben damals in 
einer Weiſe gewirkt, die unerhört iſt. Die Kultur⸗ 
kampfs-Geſeze find mit Dampf gemacht worden. 

Die Geſetze vom 11, 12. Mat u. ſ. w. erinnern 
an die ſtrengen Heiligen Pankratius und Servatius 

(Große Heiterkeit.) Die katholiſche Kirche hat aber 
dennoch dieſe Geſetze ertragen, fle tft unter den 
Laſten, die auf ſie gelegt worden, nicht zuſammen⸗ 
gebrochen. Die Kirche hat zunächſt ein göttliches 
Recht für ſich in Anſpruch zu nehmen. Es iſt be⸗ 
gründet in dem Auftrage, den unfer Herr und Hei- 
land feinen Jüngern gegeben bat. Jenes Recht, 
das die Kirche ſeit 18 Jahr bunderten trotz aller 
Stürme und Anfechtungen durchgeführt hat, ſteht 
jetzt feſt und unerſchüttert da; fie hat es auch dem 
Staate gegenüber geltend zu machen. Es iſt von 
den unveräußerlichen Rechten des Staates ge; 
ſprochen worden. Meine Herren! Ebenſo unver⸗ 
äußerlich ſind aber die Rechte der Kirche. Ich halte 
an dem Grundſatze feſt: Den Einen lieben und 
den Andern ehren. Es kommt mir oft ganz wun⸗ 
derbar vor, wie ein Mann, wie der Abg. Virchow, 
in kirchlicher Beziehung ſolche Gedanken äußern 
kann, wie er es gethan. Durch die völlige Frei⸗ 
gebung aller kirchlichen Verhältniſſe würde eine Lage 
geſchaffen werden, die in keiner Weiſe zu wünſchen 
iſt. Herr Abg. Gneiſt wirft ſeinen Gegnern vor, 
daß ſie mit Sophismen kämpften. Ich muß aber 
geſtehen, daß ich in ſeiner heutigen Rede eine 
große Anzahl Sophismen gefunden habe. Er ſagte, 
der katholiſche Geiſtliche upterwerfe ſich nicht eher 
den Landesgeſetzen, als bis er dazu von der Kurie 
die Genehmigung erhalten habe. Nun, ich meine, 
daß der katholiſche Geiſtliche doch nicht feinen 
kirchlichen Geſetzen zuwiderhandeln könne; er muß 
ſich daher über deren Vereinbarkeit mit den Staats⸗ 
geſetzen informiren. Was den 6 1 betrifft, fo em⸗ 


AR der beſtgemeinte Berſuch, dem 


Beoürfntfe zu Ahern. Den 
Vorlage die Nation korrumpirt, wei 


Vorlage Geſetz, ſo wird fle in lopalſter 


(Bravo! rechts.) 


Ich erwidere auf das 
Eine preußiſche 


(Heiterkeit) Der Abg. Dr. 


von den Lippen genommen. Die preußi⸗ 


Hätten die höchſten Or⸗ 


Würtemberg möglich iſt, ſollte in Preußen 
Dennoch wollen wir nicht 
abwarten; zu meiner Freude perhorres zirt 


Ihrige zu thun, um den bedrohlichen Zu⸗ 


Zuſtandekommen des Geſetzes. — Die ein⸗ 


Das des Abg. D 


aufheben, und zwar in einer Weiſe, daß 


Wir haben es hier nicht mit dem 


Brüel abzulehnen. Der Antrag v. Ban- 


Den 


ganz fallen laſſen, nämlich im Abſatz 3 


Darauf muß der 


\ 


pfehle ich Ihnen, mit vollem Vertrauen der Staats- 
regierung entgegenzukommen. Nur auf dieſem 
Wege iſt eine Verſtändigung und der kirchliche Friede 
zu erreichen. Was das Schellengeklingel von Ka; 
noſſa in der Preſſe und in den Verſammlungen 
draußen anlangt, ſo kann kein weiſer Staatsmann 
Werth darauf legen. Ich empfehle Ihnen die 
Annahme der Vorlage. (Beifall rechts, Ziſchen 
links.) 

Abg. v. Kröcher. Ich will nicht im Na⸗ 
men meiner Partei ſprechen, nicht etwa, weil ich 
mich mit ihr nicht eins wüßte, ſondern weil ich 
nicht will, daß die vielleicht mangelhafte Form mei⸗ 
ner ſachlichen und polemiſchen Auseinanderſetzungen 
der Partei in die Schuhe geſchoben werde. Ich 
habe die Vorlage von Anfang an mit großer Freude 
als den erſten Schritt zur Beendigung des Kultur⸗ 
kampfes begrüßt, wünſche die möglichſt unveränderte 
Annahme derſelben und bedauere daher das negative 
Ergebniß der Kommiſſions⸗Berathungen außerordent⸗ 
lich. Daß ein dringendes Bedürfniß für den Art. 
1 beſteht, daß es wünſchenswerth iſt, den verwaiſten 
Pfarreien wieder zu ihren Seelſorgern zu verhelfen, 
wird Jedem klar geworden ſein. Ich verſage mir, 
auf die Depeſchen und das ſonſtige Aktenmaterial 
einzugehen, ich kann offen ſagen, es wäre mir lie⸗ 
der geweſen, es gäbe keine Depeſchen über dieſe 
Materie. (Rufe im Centrum: Das glaube ich !) 
Es iſt mir ganz egal, ob die Kurie mit dem Staate 
unterhandelt oder nicht; ich bin Mitglied der kö⸗ 
niglich preußifchen Landesvertretung (Große Heiter ⸗ 
keit), ja wohl, meine Herren, wir befinden uns in 
koͤniglichen Landen und find von königlichen Unter⸗ 
thanen gewählt. Was nun das Maß der Zuge⸗ 
ſtändniſſe anbetrifft, ſo iſt es mir vorgeſchrieben 
durch die Erklärung des Abg. von Hammerſtein, 
nicht roͤmiſcher als Rom und nicht ſtaatlicher als 
der Staat ſein zu wollen. Wir ſind bereit, die 
gewünſchte Vollmacht der Regierung zu ertheilen 
und ſtellen nur ſolche Amendements, die das Zu⸗ 
ſtandekommen des Geſetzes zu ſichern geeignet ſind. 
Wir haben jetzt auch die Friſtbeſtimmungen accep⸗ 
tirt, und mir ſcheint nach dem ganzen Gang der 
Diskuſſion, daß, wenn überhaupt etwas von dem 
Geſetze angenommen wird, es dieſe Friſtbeſtimmung 
iſt. (Heiterkeit.) Es ſcheint aus ſſichtslos, die Her⸗ 
ren von der nationalliberalen Partei in erheblicher 
Anzahl für den Entwurf zu begeiſtern (Sehr rich⸗ 
tig! links), ich wende mich alſo zum Centrum und 
bitte, die Amendements Brüel abzulehnen, weil wir 
in dieſem Geſetze organiſche Beſtimmungen der Ge⸗ 
ſetzgebung nicht ändern wollen. Die Vorlage iſt 
eben kein Frieden, ſondern nur Friedens⸗Prälimina⸗ 
rien, kein Abſchluß, ſondern nur deſſen Vorberei⸗ 
tung. Ich bin bereit, dem Centrum ſoweit ent⸗ 
gegenzukommen, wie die königliche Staatsregierung 
es zuläßt (Stürmiſche Heiterkeit); ich weiß nicht, 


bob die Herren Freikonſervativen mit mir gehen und 
ihr dem Miniſter⸗Präſidenten ſchon jo oft entgegen⸗ 


gebrauchtes 
werden Dar 
Art. 1 ſtreichen 
Herren 


ihm auch 


Vertrauen 


entroldebatte geſagt, es gebe neben den Er⸗ 
wägungen contra auch ſehr gewichtige Gründe pro. 
Schon vor dem Beginne der Nachſeſſton habe ich 
wis gejagt, das Centrum muß die Vorlage anneh⸗ 
men, da ſie Verbeſſerungen der Maigeſetze enthält. 
Ich verſtehe ja vollſtändig Ihren Standpunkt, Sie 
erkennen die Maigeſetze nicht an, und verdenke Ihnen 
dieſen Standpunkt auch nicht, Sie können ſie ja 
nicht anerkennen! (Große Heiterkeit.) Aber die 


Sache liegt doch ſo: Es ſind zwei Uebel da, das 


eine, das ſchlimmere, ſind die Maigeſetze, hier das 
beſſere, die Vorlage — ich nehme alſo die Vorlage! 


Ich kann mir gar keine einfachere Löſung denken. 


(Heiterkeit) Daß Ihnen die diskretionäre Gewalt 
Bedenken erregt, verſtehe ich ebenfalls, und daß es 
Ihnen ſchwer fällt, ſich dazu zu entſchließen; mir 
wird die Entſchließung gar nicht ſchwer. (Heiter⸗ 
keit.) Ich halte es für ganz gut, daß wieder ein- 
mal ein Miniſter die Schwere der Verantwortung 
trägt; es iſt ein Mangel der konſtitutionellen Ge⸗ 
ſetzgebung, daß die Verantwortung der Minifter ſich 
ganz verflüchtigt und darum iſt es gut, wenn ein⸗ 
mal auf 1½ Jahre probirt wird, wie die Verant⸗ 
wortlichkeit ſchmeckt. (Große Heiterkeit.) Wegen 
der formellen Bedenken mögen Sie ſich doch damit 
tröſten, daß die Kulturkämpfer ja mit einer wahren Be⸗ 
geifterung über die Verfaſſungs⸗Paragraphen hin⸗ 
weggeſprungen ſind, und daß wir uns im Kultur⸗ 
kampf befinden. Das if ja oft geſagt worden, 
aber es iſt auch wirklich wahr. (Heiterkeit) Die 
materiellen Bedenken des Abg. Windthorſt ſind nicht 
gerechtfertigt, er ſieht entſchieden zu ſchwarz. Wenn 
man glaubt, daß dieſes Geſetz korrumpirend wirken 
und die politiſche Thätigkeit der Katholiken lähmen 
werde, dann iſt überhaupt kein Haltens mehr, dann 
wollen wir die Geſetzgebung lieber ganz aufgeben. 
Heiterkeit.) In einer der letzten Nummern der 
„Poſt“ hat der Abg. von Zedlitz ein Argument 
gegen die Vorlage angebracht, dem ich nicht zuſtim⸗ 
men kann, nämlich, daß die Regierung durch die Vorlage 
die Kurie in's Unrecht zu bringen ſuche; das jet 
auch traditionelle preußiſche Politik. Meine Herren, 
ich habe in der brandenburgiſch-preußiſchen Geſchichte 
nicht die Erfahrung gemacht, daß die Herrſcher im⸗ 
mer erſt den Gegner in's Unrecht zu bringen ſuch⸗ 
ten. Sie haben nicht lange gewartet, ſondern feſt 
draufgeſchlagen, wenn die Gelegenheit günſtig war. 
Herr von Zedlitz ſprach von dem Frieden mit der 
Kirche bei den Zeiten des nationalen Niederganges. 
Ich muß mein lebhaftes Bedauern darüber aus- 
ſprechen, daß ein konſervativer Abgeordneter die letz⸗ 
ten Regierungs jahre des hochſeligen Königs und die 
erſten Jahre des jetzigen Regenten einen nationalen 
Niedergang nennt. Die Zeit von 1848 — 68, dieſe 


20 Jahre find kein nationaler Rückſchritt zu nen⸗ 
nen, und gerade in dieſen 20 Jahren iſt die ka⸗ 
tholiſche und evangeliſche Kirche ein ſtarkes Boll⸗ 
werk gegen die revolutionären Beſtrebungen ſeit dem 
ſchmachvollen Jahre 1848 geweſen. In den Her- 
zen der konſervativen und freikonſervativen Wähler 
werden ſolche Worte keinen Widerhall finden. Die 
Haltung der Fortſchrittspartei bei der General⸗ 
Debatte ſei eine ihren Prinzipien nach konſequente 
geweſen. Redner empfiehlt 8 1 mit dem Amende 
ment der konſervativen Partei. (Abg. Richter: 
Bravo! Abg. v. Kröcher: „Ich danke!“ Große 
Heiterkeit.) 

Abg. Dr. Gneiſt: Es handle ſich lediglich 
darum, ob der Staat der katholiſchen Kirche ent⸗ 
gegenkommen könne, ohne von ſeinen wohlbegründe⸗ 
ten Rechten etwas zu vergeben. Er erkenne die 
äußere Veranlaſſung zur Vorlage dieſes Geſetzes 
als berechtigt an; die Regierung thue recht, wenn 
ſie die Thatſache berückſichtigt, daß Tauſend Pfar⸗ 
reien unbeſetzt, daß Hunderttauſende preußiſcher 
Staatsbürger ſich ohne chriſtliche Lehre, ohne Seel⸗ 
ſorge befinden. Wenn ſich die Regierung entſchließt, 
dieſem Zuſtande durch ein Entgegenkommen ihrer⸗ 
ſeits ein Ende zu machen, ſo ſei dies nicht das 
erſte Mal geſchehen in unſerem wunderbar zuſam⸗ 
mengeſetzten Staat. Wenn die Regierung die Hin⸗ 
derniſſe hinwegzuräumen ſuche, welche der Beſeiti⸗ 
gung des gegenwärtigen Zuſtandes entgegenſtehen, 
ſo werde das auch bei der Maſſe der Bevölkerung 
den Eindruck nicht verfehlen. Die Regierung zeige 
damit, daß ihr die Abſicht fern liege, die katholiſche 
Kirche zu unterdrücken oder die ganze Organiſation 
derſelben zu zerſtören. Bezeichne das Kirchen⸗Regi⸗ 
ment künftig diejenigen Perſonen, welche es für bie 
Beſetzung der vakanten Stellen defignirt, dann habe 
die diokletiantſche Kirchenverfolgung mit einem Male 
ein Ende, dann werde Jeder wiſſen, daß ein Bogen 
Papier ausreicht, um in Preußen die entſetzlichen 
Leiden der katholiſchen Kirche zu beſeitigen. Red⸗ 
ner führt dann weiter aus, daß der Staat unter 
allen Umſtänden das Recht haben müſſe, die An⸗ 
zeigepflicht zu fordern, es jet das ein Ausfluß ſei⸗ 
ner elementarſten Befugniſſe. Es ſei dies weder 
von Seiten der Juriſten noch der Theologen je⸗ 
mals beſtritten worden; wenn das jetzt beſtritten 
werde, jo heißt das ſoviel: für die römiſchen Ka⸗ 
tholiken gelte nur das römiſche Recht. Der Papſt 
habe hier jo wenig reinzuſprechen, wie in der all- 
gemeinen Milttärdienſtfrage und der Steuerfrage. 
Die Anzeigepflicht jet eine einfache bürgerliche Pflicht, 
kein römiſch⸗katholiſcher Glaubens artikel. Nicht eine 
Silbe darüber jet in der heiligen Schrift oder in 
dem kanoniſchen Rechte enthalten, daß der römiſch⸗ 
katholiſche Geiſtliche ſich nicht legitimiren dürfe vor 
ſeiner bürgerlichen Obrigkeit. Das finde ſich nicht 
einmal im Syllabus. Redner erklärt ſich im All⸗ 
gemeinen mit dem Art. 1 einverſtanden, denn er 
gewähre die Möglichkeit einer Wiederbeſetzung der 


das Mal ſchenken unbeſezten Pfarreien und er giebt deshalb dem Schlacht von Königgrätz mit 
um wollen wir den Abſatz 2 des Centrum zu bedenken, ob es durch ein ablehnendes 0 
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Urheber zurückfallen. Ä 


Abg. Dr. Brüel vertheidigt ſeinen Antrag. ſufern des 
un- jeden 


Die Beſtimmungen der Vorlage freien theils 
nöthig, theils gefährlich Die wifſenſchaftliche 
Staatsprüfung jet an ſich zu verwerfen; ſie belaſte 
die Studirenden der Theologie dergeſtalt, daß ſie 
die Aufgabe, ihre theologiſche Wiſſenſchaft gründlich 
zu erlernen, nicht erfüllen können. Auch ſeitens 
der evangeliſchen Kirche ſeien die Mißſtände und 
die Belaſtung, die das Examen herbeiführe, lebhaft 
empfunden. Wenn man das Examen beibehalte, 
könne man zu einem Frieden überhaupt nicht ge⸗ 
langen. Die Nr. 3 des Artikel 1 enthalte eine 
Verſchärfung der Maigeſetze, denn durch dieſe Be⸗ 


ſtimmung önnten auch diejenigen inländiſchen Geiſt⸗⸗ 


lichen, die im Uebrigen ſämmtlichen Anforderungen 
des Geſetzes völlig gerecht geworden, vom geiſtlichen 
Amte fern gehalten werden, ſofern ſie ausländiſche 
Bildungs anſtalten beſucht hätten, welche die Regie⸗ 
rung für ſtaatsfeindlich halte. Dieſe Gründe 
ſprechen zugleich für die Verwerfung der ganzen 
Vorlage, die verderblich ſei für die Kirche wie für 
den Staat, für den letztern ſogar in noch höherem 
Maße. (Beifall im Centrum. Widerſpruch links) 

Abg. Schmidt (Sagan) wendet ſich gegen 
die Angriffe des Abg. Reichenſperger auf die frei⸗ 
konſervative Partei und betont, daß ſeine Partei 
ſtets mit Entſchiedenheit und Ueberzeugungstreue die 
Vorlagen der Regierung geprüft und einer Kritik 
unterzogen hätte, während das Centrum ſeine Di⸗ 
rektive von anderer Seite hernehme. (Oho! im 
Centrum.) Ueberdies ſtehe feine Partei in weſent⸗ 
lichen Punkten, zum Beiſpiel in Bezug auf die An⸗ 
zeigepflicht, auf dem Boden der Regterungevorlage. 
Darüber ſeien ſich auch alle Parteien des Landes 
einig, daß von der Autonomie des Staates als 
von einer conditio sine qua non nicht abgewichen 
werden könne. Auch in Bezug auf die Anſtellung 
fremder Geiſtlichen ſtimmten er und ſeine Freunde 
mit der Regierung überein. Darin könne er ſich 
den Konſervativen nicht anſchließen, daß Abſatz 3 
des Art. 1 beſeitigt werde. Er halte es für ein 
nothwendiges Correlat zu Nr. 1 des Artikels. Er 
bitte für den Antrag Bandemer und den AbſatzZ 3 
zu ſtimmen. 

Hierauf wird die Diskuſſton geſchloſſen. 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag Brüel 
abgelehnt. Ebenſo wird ein Unterantrag Stengel 
zum Antrag Bandemer, nämlich dieſem als zweites 
Alinea die oben als Anmerkung mitgetheilte Nr. 3 
der Regierungsvorlage mit dem Eingange: „Das 
Staatsmintfterium iſt ferner ermächtigt ꝛc.“ hinzu⸗ 
zufügen, mit 205 Stimmen (Konſervative, Centrum, 
Polen) gegen 182 Stimmen abgelehnt. Der An- 


* 


trag Stengel sub a wird mit großer Majorität f d. M. aus ihrer unverſchloſſenen Wohnung ein 


angenommen (dagegen nur Centrum und Polen; 
demſelben Antrag zufolge wird Nr. 2 der Regie- 
rungsvorlage geſtrichen; nur die beiden Miniſter von 
Puttkamer und von Kameke erheben ſich unter großer 
Heiterkeit des Hauſes für die Beibehaltung. Der 
Antrag Stengel sub c wird abgelehnt; ebenſo der 
Antrag Bandemer. Bei der Schlußabſtimmung über 
Art. 1 wird Nr. 1 deſſelben, d. h. alſo Nr. a 
des Antrags Stengel, mit 206 gegen 180 Stim- 
men abgelehnt. Das Reſultat der überaus kompli⸗ 
zirten Abſtimmung tft ſomit, daß Artikel 1 be⸗ 
ſeitigt it. 

Hierauf vertagt ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Sonnabend 11 Uhr. 

Schluß 5 Uhr. 1 

Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
rathung. 


Destichlaud. 


Berlin, 18. Juni. Dem 5Ojäprigen Dienſt⸗ 
Jubiläum Sr. königlichen Hoheit des Generals der 
Infanterie Prinzen Alexander von Preußen widmet 
das „Militär⸗Wochenblatt“ folgende Worte: 

Am 21. Juni werden es 50 Jahre, daß ein 
Prinz unſeres Königshauſes mit dem Ehrenrock der 
Armee bekleidet wurde. 

Seine königliche Hoheit Prinz Alexander, äl- 
teſter Sohn des Prinzen Friedrich und der Prin- 
zeſſin von Anhalt⸗Bernburg, geboren am 21. Juni 
1820, wurde, der im königlichen Hauſe beſtehenden 
Sitte gemäß, nach Ablauf des zehnten Lebensjahres 
als Sekonde⸗Lieutenant in die Armee aufgenommen 
und durch Allerhöchſte Kabinetsordre A la suite des 
Magdeburger Garde - Landwehr - Bataillons geſtellt, 
deſſen erſter Kommandeur ſein Vater, Prinz Friedrich 
königliche Hoheit, war. Im Jahre 1842 zum 
Premier-Lieutenant befördert, that der Prinz 1844, 
1845, 1846 und 1848 Dienſte beim damaligen 
16. Infanterie-Regiment in Düſſeldorf, während 
welcher Dienſtzeit er im Jahre 1844 zum Haupt- 
mann und 1846 zum Major avancirte. 1851 
erfolgte die Beförderung zum Oberſt und erſten 
Kommandeur des Graudenzer Garde⸗Landwehr⸗Ba⸗ 


neral⸗Lieutenant. 

Bei der Krönung im Jahre 1861 hatten Se. 
Majeſtät der König die Gnade, den Prinzen zum 
Chef des 3. weſtfäliſchen Infanterie -Regiments Nr. 
16 zu ernennen, des Regiments, in welchem der⸗ 
ſelbe ſeine Dienftzeit begonnen; eine Auszeichnung, 
die deshalb von beſonderem Werth ſein mußte. 
Bei der Parade in Düſſeldorf 1864 hatte der neue 
Chef die Freude, ſein Regiment bei Sr. Majeſtät 
vorbeiführen zu können. 

Im nämlichen Jahre zum General der In⸗ 
fanterie befördert, machte der Prinz, dem Haupt⸗ 


attachirt, den Felbug im Pünmen, mb Sun’ 
1873 


folgte feine Ernennung zum zweiten e 


In früheren Jahre hann GH 
Se. königliche Hoheit genöthigt, läng⸗ er Det 
Aufenthalt in der Schwelz zu nehmen, wo an den 
Genfer Sees ſein gaſtliches Haus für 
Preußen offen ſtand. Seit 1874 hat er feinen 


taillons, 1852 zum Generalmajor, 1856 zum Ge⸗ 


quartier Sr. königlichen Hoheit des Kronprinzen] den Zelte errichtet; 
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goldene Damenuhr mit langer Kette im Werthe 
von 108 M. geſtohlen, ohne daß es bisher gelang, 
die Diebe zu ermitteln. 

— Der Poſtdampfer „Titania“ iſt am Dien- 
flag und Freitag mit 47 Paſſagieren von Kopen ⸗ 
hagen hierſelbſt eingetroffen und am Mittwoch und 
Sonnabend Mittags mit 68 Paſſagieren von hier 
nach Kopenhagen wieder abgegangen. 

— Von der Jury der Gewerbe⸗Ausſtellung 
zu Neu- Strelitz wurde bei der am 14. d. M. ſtatt⸗ 
gefundenen Preisvertheilung dem Bürften- und Pin⸗ 
ſelfabrikanten Herrn Guſtav Dupuis hier für 
Bin ga Bürſten und Pinſel ein Ehrenpreis zu- 
erkannt. 


Vermiſchtes. 


— Ueber die Art und Weiſe, wie die Kal⸗ 
ſerin Eugenie den traurigen Gedenktag vom 1. 
Juni im Zululande zugebracht hat, wird dem „Gau⸗ 
Isis" auf telegraphiſchem Wege berichtet: Die Kai⸗ 
ſerin war am Morgen des 1. Juni von Itelizi 
aufgebrochen und äußerte unterwegs den Wunſch, 
an einer Hügelecke abzuſteigen, wo einſt die Ambu⸗ 
lanz Halt gemacht hatte, welche die ſterblichen Reſte 
des Prinzen entgegennahm. Von bier flieg Ihre 
Majeſtät die Abhänge des Thals hinab und wandte 
ſich nach der Donga, in welcher der Leichnam ihres 
Sohnes gefunden worden war; ſie legte auf dieſe 
Weiſe denſelben Weg von etwa einer Melle zurück, 
den die engliſchen Offiziere genommen hatten, welche 
die irdiſche Hülle des unglücklichen Jünglings ab⸗ 
holten. Der Weg iſt ſteinig und uneben; man 
ſtellte dies der Kaiſerin ehrfurchtsvoll vor; fie aber 
wollte nichts hören und ſetzte ihre Wanderung fort. 
Von ferne leuchtete das kürzlich errichtete Monu⸗ 
ment; es hob ſich weiß von der dunklen Farbe der 
vertrockneten Prairien ab. Die Kaiſerin ſah nichts; 
fie ſchien das Denkmal erſt gewahr zu werden, als 
ſie ſchon am Rande der Donga ſelbſt angelangt 
war. Da erhob fie die Hände in flehender Hal- 
tung gen Himmel; große Thränen rollten über ihre 
abgemagerten Wangen; ſie ſprach kein Wort, ſtieß 
keinen Ruf aus, nur ein dumpfes Schluchzen ent⸗ 
rang ſich ihrer Bruſt; dann neigte ſie das Haupt 
ſanft auf die Schulter und ließ ſich auf die Knie 
nieder. Der Marquis von Baſſano allein kniete 
neben ihr in der Tiefe der Donga; das übrige Ge⸗ 
folge hielt einige Augenblicke auf den Höhen der Dong 
an und zog fi dann ein wenig zurück, um Ihre 
Majeſtät ganz ihrem Schmerze und ihrer frommen 
Pflicht zu überlaſſen. Ein Prieſter der franzöſt⸗ 
ſchen Miſſton ſprach die Sterbegebete und einige 
Schritte davon rief der Bediente Loma, der einzige 
Augenzeuge der Kataſtrophe, der zugegen war, das 
Drama, wie es ſich vor einem Jahre zuge trag 
hatte, wach. Um den Kraal und die Donga 
die Kaiſerl lieh d 
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Hofpalt nach Berlin verlegt, in vornehmer Gaſt⸗ eugliſchen Damen, welche le begletet und mie ſte 
lichkeit ſein Palais zu einem Vereinigungepunkt her- theuere Opfer für das Vaterland, Gatten und Brü⸗ 


vorragender Perſönlichkeiten machend. 

Vor Allem ausgezeichnet durch die Eigenſchaf⸗ 
ten feines Charakters und Herzens, iſt der Prinz 
ein in unſeren Militär- und Civilkreiſen gleich ver⸗ 
ehrter und geliebter Herr. 


Provinzielles. 


Stettin, 19. Juni. 

— Der bereits mehrfach wegen Dlebſtahls 
vorbeſtrafte Arbeiter Wilh. Aug. Köpſell aus 
Petershagen hielt ſich am 23. Dezember v. J. im 
Wilde'ſchen Gaſthauſe in Penkun auf, um ſich am 
Ofen zu erwärmen; dabei ſcheint er jedoch auch da⸗ 
für geſorgt zu haben, daß es ihm auf dem Heim⸗ 
wege nicht zu kalt werde, denn er unterſuchte die 
Garderobe anderer Gäſte und es fielen ihm auch 
zwei Paar Handſchuhe zur Beute. Deshalb war 
Köpſell in der heutigen Sitzung des hieſigen Land⸗ 
gerichts wiederum wegen Diebſtahls angeklagt und 
wurde trotz des geringen Werthes des geſtohlenen 
Gegenſtandes wegen feines hartnädigen Leugnens auf 
1 Jahr Zuchthaus, 2 Jahr Ehrverluſt und ſofortige 
Verhaftung erkannt. 

Die Bauerburſchen haben oft ganz ſonderbare 
Inſtrumente, welche fie bei Schlägerelen benußen; 
ſo lernten wir in der nächſten Verhandlung wieder 
eine neue Waffe derſelben kennen, einen ⸗Schling⸗ 
ſchuß“, d. i. eine Blelkugel, welche mit Bindfaden 
umſchlungen und mit einem Gummiband am Arm 
befeſtigt iſt, um fo als Wurfgeſchoß benutzt werden 
zu können. Dieſe Waffe ſoll am 13. Juli v. J. 
in Kodram von dem Schmiedegeſellen Hofſchild ge⸗ 
gen einen Knecht Sarnow geführt und Letzterer 
dadurch verwundet ſein. Darüber war der Bruder 
deſſelben, der Knecht Friedr. Sar now, wüthend 
und er verfolgte in Begleitung der Knechte Joh. 
Schmurr und Wilh. Wies ko w den Hofſchild 
und ſchlugen ſchließlich auf ihn los. Deshalb 
wegen Mißhandlung angeklagt, wird Sarnow mit 
1 Monat, Schmurr mit 2 Mon. und Wieskow mit 
6 Mon. Gefängniß beſtraft. 

In der nächſten Verhandlung wurde die Ein⸗ 
ziehung eines 50⸗Markſcheins Serie 1 Fol. 5 F. 
Nr. 20087 beſchloſſen, welcher im Oktober v. J. 
von einem Bureauboten auf der Poſt präſentirt und 
als falſch angehalten wurde. 

— Einem Königsplatz Nr. 6 wohnhaften 
Fräulein wurde in der Zeit vom 14. bis zum 16. 


der, zu beweinen hatten. 


Viehmarkt. 


Berlin, 18. Juni. Es fanden zum Ber- 
kauf: 116 Rinder, 396 Schweine, 855 Kalber, 
250 Hammel. 1 

Da in Folge der gedrückten Preiſe des ver⸗ 
floſſenen Montagsmarktes die hieſigen Schlächter ſich 
mit reichlichem Vorrath verſehen hatten, verlief der 
heutige Markt ziemlich reſultatlos und wurden die 
letzten Preiſe nicht durchweg erreicht. 

Rinder nur in geringerer Waare begehrt, va⸗ 
rürten zwiſchen 40—50 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht. 

Schweine: Beſte Mecklenburger und Pommern 
56—58, gute Landſchweine 54 —56, Ruſſen 48 
bis 50 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewicht bei 
einer Tara von 20 Prozent, 

Kälder 25—45, nur in wenigen Fällen für 
ausgezeichnete Stücken 50 Pf. pro 1 Pfund Schlacht ⸗ 
ewicht. 

’ 3 4055 Pf. pro 1 Pfund Schlacht⸗ 
gewicht. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Rom, 18. Juni. Vom Vatikan iſt an deſſen 
Anhänger der Befehl ergangen, ſich eifrig an den 
Gemeinderathswahlen zu betheiligen, welche über ⸗ 
morgen hier ſtattfinden. 

Rom, 18. Juni. General Cialdini iſt wie⸗ 
der zum Botſchafter in Paris ernannt und berelts 
dahin abgereiſt. 

London, 18. Juni. Auf der Lokalbahn zwi 
ſchen Hay und Brecon ſtürzte geſtern Nacht ein 
ganzer Güterzug von der Brücke in den Fluß Wye. 
Führer und Heizer des Zuges ſind getödtet. Nur 
wenige Stunden vor dem Unfall paſſirte ein großer 
Zug von Ausflüglern dieſe Brücke. 

Petersburg, 18. Juni. Der Herzog bon 
Edinburg und der Prinz Alexander von Heſſen ha⸗ 
ben heute Nachmittags 3 Uhr von Zarskole. Sehn 
ihre Rückreiſe angetreten. 1 

Petersburg, 18. Juni. Die „Agence Ruſſe 
erklärt auch ihrerſeits, daß die Antwort der Pforte 
keine Proteſtation gegen die Entſcheidung der Kon⸗ 
ferenz ausſpreche. In der Antwort der Pforte 
werde der Unterjchted zwiſchen Mediation und Schieds- 
gericht hervorgehoben. 
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